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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Abteilung G

G I 4 (GZ 5 neu) / Datenblatt-Nr. 1806024

Gesetz zum Vertrag der Bundesrepublik Deutschland mit der Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen (WGRK) über

deren Niederlassung in DEU

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister des Innern, und die Weltgemeinschaft Reformierter

Kirchen (WGRK) haben am 14. April 2014 einen Vertrag geschlossen, um der WGRK als internationaler Dachorganisation

von derzeit 229 nationalen Kirchen in 108 Staaten die Niederlassung als Organisation und die Wahrnehmung ihrer Aufgaben

durch ihre Mitarbeiter in Deutschland zu erleichtern. Da der Vertrag sich auf Gegenstände bezieht, deren Regelung der Le-

gislative vorbehalten ist, (z. B. Aufenthaltsgesetz, Fünftes Buch Sozialgesetzbuch) bedarf der Vertrag für sein Inkrafttreten

noch der Zustimmung des Deutschen Bundestages in Form eines Gesetzes.

Kabinett: 2. Juli 2014

BT 1: 25. September 2014

BT 2./3.: 17. Oktober 2014

BR 2: 7. November 2014

Inkrafttreten: 19. Dezember 2014

(BGBl. I 2014 S. 2078)

Stab GZ

Abteilung ÖS

ÖS I 4 / Datenblatt-Nr. 1806040

Gesetz zu dem Abkommen vom 15. Mai 2014 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re-

gierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit der Polizei-, Grenz- und Zollbehörden (Vertragsgesetz zum

Deutsch-Polnischen Polizeivertrag)

Zur Fortentwicklung der grenzüberschreitenden polizeilichen Zusammenarbeit wurde am 15. Mai 2014ein neues Abkommen

Kabinett: 11. Dezember 2014

Verkündung: 27. Februar 2015

(BGBl. II 2015 S. 234)



3

Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

über die Zusammenarbeit der Polizei-, Grenz- und Zollbehörden unterzeichnet. Gemäß Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG ist für die

Ratifizierung und das Inkrafttreten dieses Abkommens ein entsprechendes Gesetz erforderlich. Durch den vorliegenden

Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen für die Ratifizierung geschaffen werden.

ÖS I 1 / Datenblatt-Nr. 1806007

Gesetz zum Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Aufhebung des Beschlusses 2007/124/EG, Euratom des

Rates (GE Aufhebung CIPS-Beschluss)

Durch das Gesetz sollen die innerstaatlichen Voraussetzungen geschaffen werden, damit der deutsche Vertreter im Rat dem

Vorschlag für den Beschluss zur Aufhebung des Beschlusses 2007/124/EG, Euratom zustimmen darf. Mit dem Beschluss

2007/124/EG, Euratom wurde unter dem mehrjährigen Finanzrahmen 2007 bis 2013 als Teil des Rahmenprogramms Si-

cherheit und Schutz der Freiheitsrechte das spezifische Programm Prävention, Abwehrbereitschaft und Folgenbewältigung

im Zusammenhang mit Terrorakten und anderen Sicherheitsrisiken für den Zeitraum 2007 bis 2013 (CIPS-Programm) aufge-

legt. Gemäß dem mehrjährigen Finanzrahmen 2014 bis 2020 wird das CIPS-Programm innerhalb des Rahmenprogramms

des Fonds für die innere Sicherheit von dem Instrument für die finanzielle Unterstützung der polizeilichen Zusammenarbeit,

der Kriminalprävention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenmanagements (ISF-Polizei) abgelöst. Der Beschluss

2007/124/EG, Euratom zur Auflegung des CIPS-Programms soll daher mit Inkrafttreten der Verordnung zur Schaffung von

ISF-Polizei aufgehoben werden. Der Vorschlag für den aufhebenden Beschluss des Rates ist auf Artikel 352 des Vertrags

über die Arbeitsweise der Europäischen Union gestützt. Nach § 8 des Integrationsverantwortungsgesetzes vom 22. Septem-

ber 2009 (BGBl. I S. 3022), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3822) geändert worden ist,

darf der deutsche Vertreter im Rat dem Vorschlag nicht zustimmen, solange kein Gesetz gemäß Artikel 23 Absatz 1 GG in

Kraft getreten ist.

Kabinett: 29. Januar 2014

Inkrafttreten: 26. Juni 2014

(BGBl. II 2014 S. 410)
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

AG ÖS I 3 / Datenblatt-Nr. 1806010

Gesetz zur Änderung des Antiterrordateigesetzes und anderer Gesetze

Aufgrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Antiterrordatei vom 24. April 2012 sind die vom Gericht für

verfassungswidrig erklärten Einzelvorschriften im ATDG sowie Parallelregelungen im RED-G und AufenthG zu ändern. Au-

ßerdem sollen mit dem Gesetzentwurf in Umsetzung des Koalitionsvertrags die Analysefähigkeit der ATD sowie der techni-

sche Analysefähigkeit des BfV verbessert werden.

Kabinett: 8. April 2014

BT 2./3.: 9. Oktober 2014

BR 2: 7. November 2014

Inkrafttreten: 1. Januar 2015

(BGBl. I 2014 S. 2318)

ÖS I 2 / Datenblatt-Nr. 1806051

Gesetz zur Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich des Verfassungsschutzes

Gesetzesregelungen sind wesentlich, um den in 2012 begonnenen Reformprozess auch auf der Gesetzesebene umzuset-

zen und den Forderungen des NSU UA nachzukommen;

• Stärkung der Zentralstelle und des Verbundes,

• Verbesserung des Informationsflusses und Stärkung der Analysefähigkeit,

• Kern-Regelungen zum Einsatz von V-Leuten nebst Einführung eines spezifischen Rechtfertigungsgrundes,

• Änderungen in G 10-Angelegenheiten, insbesondere verbesserte Aufklärung von Cyberangriffen.

Kabinett: 25. März 2015

BT 1.: 24. April 2015

BR 1: 8. Mai 2015

Kabinett-GÄ: 3. Juni 2015

Anhörung: 8. oder 10. Juni 2015

Abschluss IN: 1. Juli 2015

BT 2./3.: 3. Juli 2015

BR 2: 25. September 2015

In Kraft getreten: 21. November

2015 (BGBl I 2015, S. 1938)
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

ÖS I 2 / Datenblatt-Nr. 1806063

Gesetz zur Konsolidierung der Vorschriften nach den Terrorismusbekämpfungsgesetzen (TB-

Konsolidierungsgesetz - TBKG) umbenannt in

Gesetz zur Verlängerung der Befristung von Vorschriften nach den Terrorismusbekämpfungsgesetzen (TBV)

Nach Artikel 9 des Gesetzes zur Änderung des Bundesverfassungsschutzgesetzes (Änderungsgesetz) vom 7. Dezember

2011 (BGBl. I S. 2553, 2576) waren die Anwendung befristeter Regelungen der Terrorismusbekämpfung von der Bundesre-

gierung vor dem 10. Januar 2016 zu evaluieren. Die Evaluierung hat die Erkenntnisse aus vorausgegangenen Evaluierun-

gen bestätigt, dass die Regelungen sich bewährt haben. Gleichzeitig empfehlen sich nach den Praxiserfahrungen einige

Anpassungen.

Mit dem Gesetz werden die evaluierten Befugnisse zur Bekämpfung des Terrorismus, wie besonderes Auskunftsverlangen

gegenüber Luftfahrtunternehmen und Betreibern von Computerreservierungssystemen, Kreditinstituten, Telekommunikati-

onsdienstleister und Teledienstleister neuerlich befristet beibehalten.

Interner Zusatz:

Eine Umsetzung der Evaluierungsergebnisse durch dauerhafte Beibehaltung der bereits dreifach befristeten Befugnisse

sowie Umsetzung aufgezeigter Verbesserungsmöglichkeiten ist daran gescheitert, dass der bereits fachlich abgestimmte

Gesetzentwurf (im Kompromissweg ohne Entfristung, aber mit Verbesserungen) von der BMJV-Hausleitung politisch abge-

lehnt worden ist. Die retardierende Grundlinie von BM Maas konnte in 2016 durch politische Gespräche und im Ergebnis

Richtungsentscheidungen der SPD-Spitze überwunden und mit Vorgaben des KoaA konstruktiv gewendet werden. Dies

konnte nach dem zeitlichen Ablauf aber nicht mehr zu dem bereits zuvor abgeschlossenen Eva-Gesetz politisch wirksam

werden.

Ressortabstimmung: bis Juni

abgeschlossen

Kabinett: 12. August 2015

BT 1.: 25. September 2015

BR 1: 25. September 2015

GÄ: 29. September 2015

Anhörung: 2. November 2015

Abschluss IN: 4. November 2015

BT 2./3.: 5. November 2015

BR 2: 27. November 2015

Inkrafttreten: 10. Dezember 2015

(BGBl. I 2015 S. 2161)
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

ÖS I 3 / Datenblatt-Nr. 1806062 - siehe 1806120

Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates vom 27. November 2008 über den Schutz

personenbezogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen verar-

beitet werden (GE zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI (Datenschutz 3. Säule))

Der Rahmenbeschluss soll durch die Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG), der

StPO, des Bundeskriminalamtgesetzes, des Bundespolizeigesetzes, des Zollfahndungsdienstgesetzes umgesetzt werden.

Derzeit sind die Verhandlungen über den Vorschlag für eine Richtlinie des EP und des Rates zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhü-

tung, Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Da-

tenverkehr (KOM/2012/010) wieder aufgenommen worden. Diese Richtlinie soll den Rahmenbeschluss ersetzen. Da aber

unklar ist, wann die Richtlinie verabschiedet wird, soll zur Vermeidung eines Vertragsverletzungsverfahrens zunächst der

Rahmenbeschluss umgesetzt werden. Das Gesetz soll bis Ende 2015 verabschiedet werden.

Kabinett: 12. August 2015

BR 1: 25. September 2015

GÄ.: 7. Oktober 2015

BT 1.: 20. März 2017

Abschl. IN: 23. März 2017

BT 2./3.: 31. März 2017

BR 2: 12. Mai 2017

ÖS I 4 / Datenblatt-Nr. 1806079

Gesetz zu dem Vertrag vom 28. April 2015 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Re-

publik über die polizeiliche Zusammenarbeit und zur Änderung des Vertrages vom 2. Februar 2000 zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik über die Ergänzung des Europäischen Übereinkom-

mens über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 und die Erleichterung seiner Anwendung

Der neue Polizeivertrag wird den derzeit geltenden deutsch-tschechischen Polizeivertrag vom 19. September 2000 ersetzen.

Dieser stammt noch aus der Zeit vor dem EU-Beitritt der Tschechischen Republik und bleibt in Teilen hinter dem zwischen-

zeitlich auch für die Tschechische Republik geltenden europäischen Rechtsrahmen und anderen bilateralen Polizeiverträgen

der Bundesrepublik Deutschland zurück. Daher war eine Fortentwicklung der grenzüberschreitenden polizeilichen Zusam-

menarbeit erforderlich geworden.

Kabinett: 16. Dezember 2015

BR 1: 29. Januar 2016

BT 1.: 18. Februar 2016

BT 2./3.: 17. März 2016

BR 2: 22. April 2016

Bekanntmachung: 14. Oktober

2016
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Das neue Abkommen schafft verbesserte rechtliche Grundlagen für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen

den Polizei- und Zollbehörden und ermöglicht eine verbesserte Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität

ÖS I 2 / Datenblatt-Nr. 1806101

Gesetz zum besseren Informationsaustausch bei der Bekämpfung des internationalen Terrorismus

Bei der Aufklärung des transnational operierenden und vernetzten Terrorismus sind eine Vielzahl von Behörden - national

und insbesondere auch international - tätig, deren Erkenntnisse zusammengeführt und übergreifend analysiert werden müs-

sen. Dies wird durch zeitgemäßen IT-Einsatz mit der Einrichtung gemeinsamer Dateien unterstützt. Hierzu erhält das Bun-

desamt für Verfassungsschutz (BfV) spezielle Befugnisse zur Einrichtung gemeinsamer Dateien mit Partnerdiensten. Zudem

sollen bereits auf nationaler Ebene gemeinsame Projektdateien der Sicherheitsbehörden verlängert eingerichtet werden

können. Bei der Gelegenheit werden weitere Regelungen zur verbesserten Terrorismusbekämpfung aufgenommen.

Kernregelungen sind insofern 1.) Gemeinsame Dateien BfV mit ausländischen Nachrichtendiensten, 2.) Verdeckte Ermittler

für Bundespolizei zur Gefahrenabwehr und 3.) Prepaid-Identifizierung.

Erfasst werden zudem neben strafrechtlichen Marginalien und über Koa-Ausschuss hinausgehend vom BKAmt bei-getragen

Restanten aus dessen BNDG-Änderungsverfahren.

Zur Prepaid-Regelung laufen noch Gespräche zwischen BMI und BMWi vornehmlich zum Identifizierungsverfahren.

Zu Gemeinsamen Dateien und Verdeckten Ermittlern sind Streitpunkte verblieben, die unterhalb Leitungsebene nicht ver-

handelbar sind.

Kabinett: 1. Juni 2016

BT 1.: 10. Juni 2016

BR 1: 17. Juni 2016

GÄ: 22. Juni 2016

Abschluss-IN: 22. Juni 2016

BT 2./3.: 24. Juni 2016

BR 2: 8. Juli 2016

Inkrafttreten: 30. Juli 2016

(BGBl I 2016 S. 1818)

ÖS I 4 / Datenblatt-Nr. 1806102

Gesetz zu dem Protokoll vom 7. April 2016 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-

rung der Französischen Republik über den grenzüberschreitenden Einsatz von Luftfahrzeugen zur Ergänzung des

Abkommens vom 9. Oktober 1997 über die Zusammenarbeit der Polizei- und Zollbehörden in den Grenzgebieten

Kabinett: 31. August 2016

BR 1: 14. Oktober 2016

BT 1.: 20. Oktober 2016
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Mit dem bilateralen Protokoll werden die rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass bei grenz-

überschreitender Nacheile und Observation oder bei sonstigen abgestimmten Einsatzmaßnahmen auch Luftfahrzeuge der

Polizeibehörden eingesetzt werden können.

Abschluss IN: 30. November

2016

BT 2./3.: 1. Dezember 2016

BR 2: 10. Februar 2017

Inkrafttreten: Juni 2017

ÖS II 1 / Datenblatt-Nr. 180610

Gesetz zu dem Abkommen vom 22. März 2016 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der

Regierung der Republik Serbien über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung der Republik Serbien ein Abkommen über die Zu-

sammenarbeit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der deutsch-serbischen

Zusammenarbeit bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung von Straftaten der organisierten und schweren

Kriminalität zu steigern und dadurch die innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen.

Kabinett: 13. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

BT 1.: 29. September 2016

BT 2./3.: 11. November 2016

BR 2: 16. Dezember 2016

Inkrafttreten: 13. Januar 2017

(BGBl. II 2017 S. 16)

ÖS II 1 / Datenblatt-Nr. 1806109

Gesetz zu dem Abkommen vom 31. Mai 2013 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und dem

Ministerrat der Republik Albanien über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit dem Ministerrat der Republik Albanien ein Abkommen über die Zu-

sammenarbeit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der deutsch-albanischen

Zusammenarbeit bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung von Straftaten der organisierten und schweren

Kabinett: 13. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

BT 1.: 29. September 2016

BT 2./3.: 11. November 2016

BR 2: 16. Dezember 2016
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Kriminalität sowie des Terrorismus zu steigern und dadurch die innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen.

Inkrafttreten: 13. Januar 2017

(BGBl. II 2017 S. 2)

ÖS II 1 / Datenblatt-Nr. 1806110

Gesetz zu dem Abkommen vom 9. Juli 2014 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Re-

gierung von Georgien über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung von Georgien ein Abkommen über die Zusammenar-

beit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der deutsch-georgischen Zusammen-

arbeit bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des Terrorismus und anderer Straftaten von erheblicher Bedeutung

zu steigern und dadurch die innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen.

Kabinett: 13. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

BT 1.: 29. September 2016

BT 2./3.: 11. November 2016

BR 2: 16. Dezember 2016

Inkrafttreten: 13. Januar 2017

(BGBl. II 2017 S. 10)

ÖS I 3 / Datenblatt-Nr. 1806130

Gesetz über die Verarbeitung von Fluggastdaten zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/681 (Fluggastdatengesetz,

FlugDaG)

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/681 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27.

April 2016 über die Verwendung von Fluggastdatensätzen (PNR-Daten) zur Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfol-

gung von terroristischen Straftaten und schwerer Kriminalität („Richtlinie (EU) 2016/681“). Der Gesetzentwurf sieht eine ver-

pflichtende Übermittlung von Fluggastdaten für internationale Flüge (Drittstaaten + EU) durch Luftfahrtunternehmen und

andere Unternehmen an eine beim BKA einzurichtende Fluggastdatenzentralstelle vor.

Kabinett: 15. Februar 2017

BR 1: 31. März 2017

GÄ: 12. April 2017

BT 1.: 23. März 2017

Abschluss IN: 26. April 2017

BT 2./3.: 18. Mai 2017

BR 2: 2. Juni 2017
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Inkrafttreten: 10. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1484)

BR-Zustimmung ist nicht erfor-

derlich.

ÖS I 3 / Datenblatt-Nr. 1806120

Gesetz zur Neustrukturierung des Bundeskriminalamtgesetzes

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung des Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 20. April 2016, Az. 1 BvR 966/09 und 1

BvR 1140/09, der Richtlinie (EU) 2016/680 vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung

von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses

2008/977/JI des Rates und der Modernisierung der Zentralstellenfunktion des Bundeskriminalamts.

Die Harmonisierung und Standardisierung im EU-Kontext zur Verbesserung des Informationsflusses wird durch die Gleich-

stellung der EU-internen Übermittlungen mit innerstaatlichen Übermittlungen zur Erreichung des unionsrechtlich vorgegebe-

nen Ziels, den freien Datenverkehr auch im Bereich Polizei und Justiz zu erleichtern, die Überarbeitung der Regelungen zur

Datenübermittlung an Stellen in Drittstaaten und die neue Systematisierung und Präzisierung der Einschränkungen der

Übermittlungsbefugnisse gefördert.

Die Zentralstellenfunktion des Bundeskriminalamtes wird u.a. nach dem Vorbild Europols modernisiert, indem die Rolle als

zentraler Dienstleister der Polizeien des Bundes und der Länder durch die Entwicklung von technischen und organisatori-

schen Vorkehrungen zur Umsetzung von Datenschutzgründen für die Polizeien, die Bildung von Kompetenzzentren für ope-

rative informationstechnische Systeme und Infrastrukturen, Einsatztechniken, Einsatzmethoden und technische Einsatzmit-

tel, die Schaffung der Voraussetzungen für eine Modernisierung der IT des Bundeskriminalamtes nach dem Grundsatz der

Kabinett: 1. Februar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 17. Februar 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 15. Mai 2018

Artikel 2 (Vorschriften zur elekt-

ronischen Fußfessel) tritt am 9.

Juni 2017 in Kraft.

(BGBl. I 2017 S. 1354)
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Interoperabilität und die Öffnung des Direktverkehrs mit dem Ausland für die Polizeien des Bundes und Länder gestärkt. Die

hohe Gefährdungslage gebietet zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor terroristischen Anschlägen, die zu deren Ab-

wehr notwendigen Befugnisse unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts schnellstmöglich

rechtssicher auszugestalten und die Kompetenzen des Bundeskriminalamtes dort, wo es zur Schließung von Sicherheitslü-

cken notwendig ist, moderat auszubauen. Der Gesetzentwurf sieht daher eine moderate Erweiterung der Kompetenzen des

Bundeskriminalamtes vor. Hierzu schafft er die Möglichkeit des Bundeskriminalamtes, Postbeschlagnahmen zur Gefahren-

abwehr, Ausschreibungen zu gezielten Kontrollen im präventiven und repressiven Bereich und Ausschreibungen aufgrund

von Warnmeldungen anderer Staaten vorzunehmen.

Der Gesetzentwurf sieht für das Bundeskriminalamt ferner eine originäre Ermittlungskompetenz im Bereich der Spionagebe-

kämpfung und damit eng zusammenhängender Delikte vor

ÖS II 1 / Datenblatt-Nr. 1806136

Gesetz zu dem Abkommen vom 11. Juli 2016 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der

Regierung der Arabischen Republik Ägypten über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung der Arabischen Republik Ägypten ein Abkommen

über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der deutsch-

ägyptischen Zusammenarbeit bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung von Straftaten der organisierten Kri-

minalität und des Terrorismus zu steigern und dadurch die innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen.

Kabinett: 18. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

BT 1.: 23. März 2017

Abschluss IN: 29. März 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 31. Mai 2017

(BGBl. II 2017 S. 548)
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Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

ÖS II 1 / Datenblatt-Nr. 1806137

Gesetz zu dem Abkommen vom 26. September 2016 zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und

der Regierung der Tunesischen Republik über die Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat mit der Regierung der Tunesischen Republik ein Abkommen über die

Zusammenarbeit im Sicherheitsbereich unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Wirksamkeit der deutsch-tunesischen

Zusammenarbeit bei der Verhütung, der Bekämpfung und der Aufklärung von Straftaten der organisierten Kriminalität und

des Terrorismus zu steigern und dadurch die innere Sicherheit in beiden Staaten zu erhöhen.

Kabinett: 18. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

BT 1.: 23. März 2017

Abschluss IN: 29. März 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 31. Mai 2017

(BGBl. II 2017 S. 538)

ÖS II 5 / Datenblatt-Nr. 1806138

Erstes Gesetz zur Änderung des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes

Aktualisierung nach mehr als 22 Jahren

Transparentere Gestaltung und Vereinfachung des Sicherheitsüberprüfungsverfahrens

Stärkung des materiellen Geheimschutzes durch Aufnahme grundsätzlicher Vorgaben zum materiellen Schutz von Ver-

schlusssachen

Kabinett: 21. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 8. März 2017

BT 1.: 9. März 2017

Abschluss-IN: 22. März 2017

BT 2./3.: 30. März 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 21. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1634)
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ÖS I 4 / Datenblatt-Nr. 1806148

Erstes Gesetz zur Änderung des Europol-Gesetzes

Am 11. Mai 2016 wurde die Europol-Verordnung (EU) 2016/794 verabschiedet. Die Verordnung tritt am 1. Mai 2017 in Kraft

und hebt u.a. den geltenden Europol-Ratsbeschluss 2009/371/JI auf. Dies bedingt eine Anpassung des Europol-Gesetzes.

Kabinett: 8. Februar 2017

BR 1: 31. März 2017

BT 1.: 24. März 2017

GÄ: 12. April 2017

Abschluss IN: 26. April 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 30. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1882)

Abteilung M

M I 4 / Datenblatt-Nr. 1806011

Gesetz zur Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunftsstaaten und zur Erleichterung des Arbeitsmarktzu-

gangs für Asylbewerber und geduldete Ausländer

Die Staaten Bosnien-Herzegowina, Serbien und Mazedonien werden als sichere Herkunftsstaaten nach § 29a des Asylver-

fahrensgesetzes (jetzt: Asylgesetz) eingestuft, um Asylverfahren von Staatsangehörigen dieser Staaten schneller bearbeiten

und - im Anschluss an eine negative Entscheidung über den Asylantrag - den Aufenthalt in Deutschland schneller beenden

zu können. Der Gesetzentwurf ist um den im Koalitionsvertrag vorgesehenen erweiterten Arbeitsmarktzugang für Asylbe-

werber und Geduldete ergänzt worden.

Kabinett: 30. April 2014

GE wurde am 19. September

2014 vom BR verabschiedet.

Inkrafttreten: 6. November 2014

(BGBl. I 2014 S. 1649)
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M I 1 / Datenblatt-Nr. 1806020

Gesetz zur Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften

Mit dem Gesetzentwurf werden diejenigen Vorschläge des St.-Ausschusses zur Entlastung betroffener Kommunen sowie zur

Unterbindung von Missbrauch umgesetzt, die gesetzlicher Änderungen bedürfen. Dies betrifft Änderungen im Freizügig-

keitsgesetz/EU, Einkommenssteuergesetz, im Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, im Sozialgesetzbuch II sowie im Sozial-

gesetzbuch V.

Im Zuständigkeitsbereich von BMI sind folgende Änderungen im Freizügigkeitsgesetz/EU vorgesehen: In Umsetzung von

Unionsrecht in seiner Auslegung durch den Europäischen Gerichtshof soll das Aufenthaltsrecht von Unionsbürgern zur Ar-

beitssuche befristet werden. Zudem werden befristete Wiedereinreisesperren im Fall von Rechtsmissbrauch oder Betrug

eingeführt. Schließlich wird eine Strafnorm in das Freizügigkeitsgesetz/EU übernommen, wonach die Beschaffung einer

Aufenthaltskarte oder einer anderen Aufenthaltsbescheinigung nach diesem Gesetz durch unrichtige oder unvollständige

Angaben unter Strafe gestellt wird.

Kabinett: 27. August 2014

BT 1: 25. September 2014

BR 1: 10. Oktober 2014

BT 2./3.: 14. November 2014

BR 2: 28. November 2014

Inkrafttreten: 8. Dezember 2014

(BGBl. I 2014 S. 1922)

M I 3 / Datenblatt-Nr. 1806019

Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung

• Einführung einer alters- und stichtagsunabhängigen Bleiberechtsregelung für nachhaltig integrierte Geduldete,

• Verbesserungen im humanitären Aufenthaltsrecht, z. B. für Resettlementflüchtlinge und Opfer von Menschenhandel,

• Überarbeitung und Modernisierung des Rechts der Aufenthaltsbeendigung, inklusive Neuordnung des Ausweisungs-

rechts.

Kabinett: 3. Dezember 2014,

BR 1: 6. Februar 2015,

Kabinett - GÄ: 4. März 2015,

BT 1.: 6. März 2015,

BT 2./3.: 2. Juli 2015,

Abschl. IN: 20. Mai 2015,
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BR 2: 10. Juli 2015

In Kraft getreten: 1. August 2015

(BGBl. I 2015 S. 1386)

M 3 / Datenblatt-Nr. 1806143

Richtlinienumsetzungsgesetz 2016 - Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Europäischen

Union zur Arbeitsmigration

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der folgenden Richtlinien in das innerstaatliche Recht:

1. Richtlinie 2014/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die Bedingungen für die

Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zwecks Beschäftigung als Saisonarbeitnehmer (Saisonarbeitneh-

merrichtlinie);

2. Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Bedingungen für die Ein-

reise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers (ICT-Richtlinie);

3. Richtlinie 2016/801/EU über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu For-

schungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraus-

tauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (REST-Richtlinie)

Kabinett: 11. Januar 2017

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 15. Februar 2017

BT 1.: 17. Februar 2017

BT 2./3.: 10. März 2017

BR 2: 31. März 2017

Inkrafttreten: 1. August 2017

BGBl. I 2017 S. 1106)

BR-Zustimmung erforderlich

M II 5 / Datenblatt-Nr. 1806049

Gesetz zum Abschluss der Unterstützungsleistungen an ehemalige politische Häftlinge (HHG) und zur Bereinigung

des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG)

Einstellung der Unterstützungsleistungen nach HHG durch Einmalzahlung an rd. 4.500 Antragstellern in 2016 (einmalige

Mehrkosten i. H. v. voraussichtlich 11,5 Mio. €), derzeitiges jährliches Gesamtvolumen: ca. 2 Mio. €

Verbändebeteiligung: 16. Januar

2015

Kabinett: 11. Februar 2015
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u. a. Streichung der überholten Übergangsregelung des § 100a Abs. 1 BVFG BR 1: 27. März 2015

BT 1.: 23. April 2015

Abschluss IN: 1. Juli 2015,

BT 2./3.: 2. Juli 2015

BR 2: 25. September 2015

Inkrafttreten: 12. November 2015

(BGBl I 2015, S. 1922)

M 4 / Datenblatt-Nr. 1806075

Gesetz zur Asylverfahrensbeschleunigung

Das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz trifft u. a. Regelungen zur Beschleunigung und Vereinfachung des Asylverfah-

rens und von Rückführungen, zur Unterbringung und Versorgung von Asylbewerbern und Flüchtlingen, zu Standardabwei-

chungen im Bauplanungsrecht und weiteren Bereichen, zur Verbesserung der Integration anerkannter Flüchtlinge und von

Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive, zur finanziellen Lastenverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen sowie

Regelungen zur legalen Migration.

Albanien, Kosovo und Montenegro werden zu sicheren Herkunftsstaaten bestimmt.

Kabinett: 29. September 2015

BR 1: 1. Oktober 2015

BT 1.: 2. Oktober 2015

Anhörung: 12. Oktober 2015

Abschluss IN: 14. Oktober 2015

BT 2./3.: 15. Oktober 2015

BR 2: 16. Oktober 2015

Inkrafttreten: 24. Oktober 2015

(BGBl. I 2015, S. 1722)
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M I 4 / Datenblatt-Nr. 1806080

Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren (Asylpaket II)

Mit dem „Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren“ werden beschleunigte Asylverfahren in besonderen Erstauf-

nahmeeinrichtungen eingeführt, der Familiennachzug zu subsidiär Geschützten wird beschränkt und Rückführungshinder-

nisse werden abgebaut.

Kabinett: 3. Februar 2016

BT 1.: 19. Februar 2016

BT 2./3.: 25. Februar 2016

BR 2: 26. Februar 2016

Inkrafttreten: 17. März 2016

(BGBl I 2016 S. 390)

M I 6 / Datenblatt-Nr. 1806081

Gesetz zur Verbesserung des Datenaustausches zwischen den am Asylverfahren beteiligten Behörden (Datenaus-

tauschverbesserungsgesetz)

Das Datenaustauschverbesserungsgesetz regelt die Erweiterung des Datenkranzes und der Nutzungsrechte des Ausländer-

zentralregisters, die Vorverlagerung des Registrierungszeitpunkts bei Asylsuchenden und die Einführung eines visualisierten

Nachweises der erfolgten Registrierung eines Asylsuchenden (Ankunftsnachweis).

Kabinett: 9. Dezember 2015

BR 1: 18. Dezember 2015

BT 1.: 13. Januar 2016

GÄ: 6. Januar 2016

Anhörung-IN: Januar 2016

Abschluss-IN: Januar 2016

BT 2./3.: 14. Januar 2016

BR 2: 29. Januar 2016

Inkrafttreten: 5. Februar 2016

(BGBl. I 2016 S. 130)
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M I 3 / Datenblatt-Nr. 1806086

Gesetz zur erleichterten Ausweisung von straffälligen Ausländern und zum erweiterten Ausschluss der Flücht-

lingsanerkennung bei straffälligen Asylbewerbern

Das Ausweisungsrecht wird verschärft mit dem Ziel, die Ausweisung krimineller Ausländer zu erleichtern. Einem Asylbewer-

ber, der in DE Straftaten begeht, soll konsequenter als bisher die Anerkennung als Flüchtling versagt werden.

Ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse soll künftig schon dann vorliegen, wenn der Ausländer wegen Straftaten gegen

das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die sexuelle Selbstbestimmung, das Eigentum oder wegen Widerstandes gegen

Vollstreckungsbeamte rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe verurteilt worden ist. Voraussetzung ist ferner, dass

diese Straftaten mit Gewalt oder unter Anwendung von Drohungen mit Gefahr für Leib oder Leben oder mit List begangen

wurden.

Ein besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse wird unterstellt, wenn ein Ausländer wegen einer der vorangegan-

gene Straftaten und Tatmodalitäten rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt

wird. Dies gilt auch dann, wenn die Freiheits- oder Jugendstrafe zur Bewährung ausgesetzt wurde.

Kabinett: 27. Januar 2016

BT 1.: 19. Februar 2016

BR 1: 26. Februar 2016

BT 2./3.: 25. Februar 2016

BR 2: 26. Februar 2016

Inkrafttreten: 17. März 2016

(BGBl. I 2016 S. 394)

M 3 / Datenblatt-Nr. 1806152

Gesetz zur Verhinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen

Die missbräuchliche Vaterschaftsanerkennung zum Zweck der Erlangung eines Aufenthaltstitels oder der deutschen Staats-

angehörigkeit soll verhindert und Bereinigungen sollen vorgenommen werden, die infolge der Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts vom 17. Dezember 2013 zur behördlichen Vaterschaftsanfechtung erforderlich sind.

Kabinett: 29. März 2017

BR 1: 12. Mai 2017

BT 1.: 27. April 2017

BT 2./3.: 1. Juni 2017

BR 2: 7. Juli 2017
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M 3 / Datenblatt-Nr. 1806156

Gesetz zur Änderung gebührenrechtlicher Regelungen im Aufenthaltsrecht

Das Gesetzgebungsvorhaben dient der Umsetzung der Ergebnisse eines Projekts von Bund, Ländern und kommunalen

Spitzenverbänden zur Evaluation und Messung der bislang im Ausländerrecht geltenden Gebühren. Um künftig die Gebüh-

ren im Ausländerrecht so festlegen zu können, dass sie in ihrer Höhe einerseits die für die jeweiligen Leistungen anfallenden

Kosten decken und andererseits die Gebührenschuldner nur im erforderlichen Ausmaß belasten, ist eine Änderung der §§

69, 70 Aufenthaltsgesetz erforderlich. Die vorgesehenen Änderungen der Verordnungsermächtigung dienen dazu, die ge-

setzlichen Voraussetzungen für den VO-Geber zu schaffen, notwendige Anpassungen der im Ausländerecht geltenden Ge-

bühren in der Aufenthaltsverordnung vornehmen zu können. Die für den VO-Geber geltenden Gebührenhöchstgrenzen (§ 69

AufenthG) werden punktuell erhöht. Ebenfalls dient das Vorhaben dazu, die gebührenrechtlichen Regelungen des Aufent-

haltsgesetzes mit dem Bundesgebührengesetz, das seit dem 15. August 2013 in Kraft getreten ist, zu harmonisieren. Da-

nach soll auch bei den Gebühren im Ausländerrecht nunmehr das Kostendeckungsgebot gesetzlich verankert werden.

Kabinett: 29. März 2017

BR 1: 12. Mai 2017

BT 1.: 27. April 2017

Abschluss IN: 17. Mai 2017

GÄ: 31. Mai 2017

BT 2./3.: 1. Juni 2017

BR 2: 7. Juli 2017

Inkrafttreten: 1. September 2017

Abteilung IT

IT I 4 / Datenblatt-Nr. 1806042

Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes zur Einführung eines Ersatz-Personalausweises und Änderung

des Passgesetzes

Der GE sieht vor:

• Einführung eines Ersatz-Personalausweises,

• Schaffung eines Entziehungstatbestandes für den Personalausweis,

• Schaffung eines gesetzlichen Ungültigkeitsgrundes der Dokumente bei Vorliegen von Passversagungsgründen im Pass-

Kabinett: 14. Januar 2015,

aufgrund Paralleleinbringung

durch Fraktion BT 1.: 19. März

2015,

Innenausschuss Beschlussfas-

sung einer öffentlichen Anhö-
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gesetz und Personalausweisgesetz.

Gesetzliche Anordnung der sofortigen Vollziehung gegen bestimmte pass- und ausweisrechtliche Maßnahmen.

rung. 4. Februar 2015,

BR 1: 6. März 2015,

BReg GÄ: 11. März 2015,

Ausschüsse (Ff.: Innenaus-

schuss) Anhörung: 16. März

2015

BT-IN: 22. April 2015

BT 2./3.: 23./24. April 2015,

BR 2: 8. Mai .2015,

Inkrafttreten: 30. Juni 2015

(BGBl. I 2015 S 970)

IT II 1 / Datenblatt-Nr. 1806041

Gesetz zur Erhöhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme (IT-Sicherheitsgesetz)

Ein zentrales Vorhaben des BMI hierbei ist das IT-Sicherheitsgesetz. Über die im Koalitionsvertrag für ein solches Gesetz

vereinbarten Mindestanforderungen an die IT-Sicherheit für Kritische Infrastrukturen und die Verpflichtung zur Meldung er-

heblicher IT-Sicherheitsvorfälle hinaus nimmt der Referentenentwurf des BMI die Sicherheit der Systeme und den Schutz

der Bürgerinnen und Bürger generell in den Blick. Zudem sollen BSI und BKA gestärkt werden.

Kabinett: 17. Dezember 2014

BT 1.: 20. März 2015

BT 2./3.: 12. Juni 2015

BR 2: 10. Juli 2015

In Kraft getreten: 25. Juli 2015

(BGBl. I 2015 S. 1324)
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IT I 4 / Datenblatt-Nr. 1806119

Gesetz zur Förderung des elektronischen Identitätsnachweises

- Abbau gesetzlicher Hürden für die eID-Nutzung

- Förderung eID-Verbreitung, insb. dauerhaftes Einschalten

- Erweiterung Funktionen des elektronischen Personalausweises

- Anpassung EU-eIDAS-VO

- weitere gesetzliche Korrekturen

Kabinett: 9. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 22. Februar 2017

BT 1.: 9. März 2017

Berichterstattergespräch: 24.

April 2017

BT 2./3.: 28. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 15. Juli 2017

(BGBl. I 2017 S. 2310)

BR-Zustimmung ist erforderlich.

IT II 1 / Datenblatt-Nr. 1806147

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2016

über Maßnahmen zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informations-

systemen in der Union

Mit dem Gesetzesentwurf zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

6. Juli 2016 über Maßnahmen zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informati-

onssystemen in der Union (ABl. L 194 vom 19. Juli 2016, S. 1; sog. NIS-RL) werden bestehende Regelungen im BSIG sowie

für bestimmte Branchen der Kritischen Infrastrukturen vorrangige Spezialgesetze (AtG, EnWG, SGB V) angepasst und Re-

Kabinett: 25. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 9. März 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017



22

Vorhabenbezeichnung

Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

gelungen zu Mobilen Incident und Response Teams (MIRTs) sowie spezielle Regelungen zu Anbietern digitaler Dienste in

das BSIG aufgenommen. Zusätzlich werden mit dem Gesetzentwurf erforderliche Klarstellungen, Bereinigungen und Anpas-

sungen zu Unterstützungsaufgaben des BSI vorgenommen.

Im parlamentarischen Verfahren wurde das Gesetz um Maßnahmen zu Stärkung der IT-Sicherheit erweitert. Dies beinhaltet
insbesondere eine Ausweitung der Befugnisse der Telekommunikations-Provider zur Detektion und Abwehr von Cyber-
Angriffen; hierzu dürfen die Provider zukünftig auch Protokolldaten verarbeiten, jedoch keine Kommunikationsinhalte. Außer-
dem wurden die Meldewege zum BSI im Rahmen eines IT-Sicherheitsvorfalles optimiert.

Inkrafttreten: 30. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1885)

IT I 5 / Datenblatt-Nr. 1806128

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Errichtung einer Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behör-

den und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS-Gesetz − BDBOSG)

Mit der Änderung des BDBOSG soll im Hinblick auf zukünftige Herausforderungen und Anforderungen, die sich aus dem

ständigen Wandel der Informations- und Kommunikationstechnik ergeben, die Möglichkeit einer flexiblen Anpassung der

Aufgaben der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben in Bezug auf

staatliche Kommunikationsinfrastrukturen eingeführt werden.

Kabinett: 21. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 1. März 2017

BT 1.: 9. März 2017

BT 2./3.: 30. März 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 10. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1474)

Abteilung B
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B 3 / Datenblatt-Nr. 1806056

Erstes Gesetz zur Änderung des Luftsicherheitsgesetzes

• Anpassungsbedarf an das (unmittelbar geltende) neue EU-Recht (Stichwort: sichere Lieferkette).

• Befugnis für BMI, bei bestimmten Gefährdungssachverhalten Flugverbote zu verhängen.

• Einführung einer Zertifizierungs- und Zulassungspflicht für Luftsicherheitskontrolltechnik

Ziel:

Anpassung an geändertes EU-Recht dringend erforderlich; BMI hat Federführung.

Insbesondere Anpassung der VO-Ermächtigungen für die LuftSiSchulV und die LuftSiGebV dringend erforderlich. Derzeit

müssen gesetzlich vorgeschriebene Zertifizierungen seitens des Luftfahrt-Bundesamtes und der Länder gebührenfrei erfol-

gen.

Kabinett: 13. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

GÄ: 28. September 2016

BT 1.: 30. September 2016

IN-Abschluss: 30. November

2016

BT 2./3.: 1. Dezember 2016

BR 2: 16. Dezember 2016

Inkrafttreten: 4. März 2017

(BGBl. I 2017 S. 298)

Zustimmung BR erforderlich

B 1 / Datenblatt-Nr. 1806123

Gesetz zur Verbesserung der Fahndung bei besonderen Gefahrenlagen und zum Schutz von Beamtinnen und Be-

amten der Bundespolizei durch den Einsatz von mobiler Videotechnik

Mit der Änderung des Bundespolizeigesetzes wurde eine Stärkung der polizeilichen Befugnisse zum Einsatz von techni-

schen Mitteln erreicht werden. Die Bundespolizei hat eine Befugnis zum Einsatz von automatischen Kennzeichenlesesyste-

men erhalten, um bei Gefahren für die öffentliche Sicherheit die Fahndung nach Fahrzeugen und deren Insassen zu verbes-

sern. Mit dem Gesetz wurde zudem der Einsatz von Bodycams durch die Bundespolizei eine neue rechtliche Grundlage

Kabinett: 21. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 15. Februar 2017

BT 1.: 27. Januar 2017

BT 2./3.: 9. März 2017

BR 2: 31. März 2017
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gestellt.

Inkrafttreten: 16. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1066

Abteilung V

V II 5 / Datenblatt-Nr. 1806012

Änderung Staatsangehörigkeitsgesetz

Grundlage der Neuregelung des Staatsangehörigkeitsrechts ist der Koalitionsvertrag, der vorsieht: „Für in Deutschland gebo-

rene und aufgewachsene Kinder ausländischer Eltern entfällt in Zukunft die Optionspflicht und die Mehrstaatigkeit wird ak-

zeptiert.“

Kabinett: 8. April 2014

Der BR hat am 19. September

2014 keinen Einspruch gegen

das am 3. Juli 2014 vom BT be-

schlossene Gesetz erhoben.

Inkrafttreten: 20. Dezember 2014

(BGBl. I 2014 S. 1714)

V II 2 / Datenblatt-Nr. 1806013

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Meldewesens

Die einzelnen Änderungen sind technischer Natur oder vollziehen Änderungen in anderen Gesetzen (z. B. EStG) nach. Re-

levant ist, dass künftig Daten zu Lebenspartnerschaften an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft übermittelt wer-

den. Hierdurch kann eine Religionsgesellschaft erfahren, dass Mitarbeiter von ihr in einer Lebenspartnerschaft leben; es gab

in der Vergangenheit Fälle, in denen hieraus für Mitarbeiter negative Konsequenzen gezogen wurden. Um dies zu verhin-

Kabinett: 12. März 2014

BT 2./3.: 19. September 2014

Inkrafttreten: 26. November

2014; wesentliche Teile des Ge-
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dern, erfolgt die Übermittlung künftig „nicht jedoch zu arbeitsrechtlichen Zwecken“. setzes werden zum 1. November

2015 in Kraft treten.

(BGBl. I 2014 S. 1738)

V I 2 / Datenblatt-Nr. 1806027 / BMBF

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 91b) (BMI/BMBF) (Stärkung der deutschen Hochschullandschaft

durch Erweiterung der grundgesetzlichen Kooperationsmöglichkeiten von Bund und Ländern)

Die Änderung von Art. 91b GG soll die Hochschulen stärken und ihnen eine langfristige Perspektive im internationalen Be-

reich geben. Sie ermöglicht es Bund und Ländern, Einrichtungen der Wissenschaft und Forschung auch an Hochschulen

gemeinsam institutionell zu fördern.

Kabinett: 16. Juli 2014

BT 1.: 10. Oktober 2014

BT 2./3.: 14. November 2014

BR 2: 19. Dezember 2014

Inkrafttreten: 1. Januar 2015

(BGBl. I 2014 S. 2438)

V II 4 / Datenblatt-Nr. 1806028

Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes - Stärkung der Unabhängigkeit der Datenschutzauf-

sicht im Bund durch Errichtung einer obersten Bundesbehörde

Der EuGH hat mit Urteil vom 16. Oktober 2012 (C-614/10) gegen Österreich entschieden, dass das Kriterium der Unabhän-

gigkeit der Datenschutzaufsicht nur dann erfüllt ist, wenn die Datenschutz-Kontrollstellen jeglicher unmittelbarer oder mittel-

barer Einflussnahme entzogen sind, die ihre Entscheidungen steuern könnte, und eine bloße funktionelle Unabhängigkeit

insoweit nicht ausreicht. Damit ist Handlungsbedarf auf Bundesebene entstanden, da die gegenwärtige Regelung der Unab-

hängigkeit der BfDI im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) in verschiedenen Punkten nicht der in Art. 28 Abs. 1 der EG-

Datenschutz-Richtlinie geforderten „völligen Unabhängigkeit“ entspricht (z.B. § 22 Abs. 4 BDSG bzgl. der Rechtsaufsicht der

Bundesregierung und § 22 Abs. 5 BDSG bzgl. der Dienstaufsicht des BMI). Die BfDI soll in eine oberste Bundesbehörde mit

Sitz in Bonn überführt werden, die ausschließlich parlamentarischer und gerichtlicher Kontrolle unterliegt.

Kabinett: 27. August 2014

BR 1: 10. Oktober 2014

BT 1.: 16. Oktober 2014

BT 2./3.: 18. Dezember 2014

BR 2: 6. Februar 2015

Inkrafttreten am 1. Januar 2016

(BGBl. I 2015 S. 162).
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

V II 3 / Datenblatt-Nr. 1806023

Änderung des Sechsten Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes

Nach dem bisherigen Recht vollstrecken die Hauptzollämter als Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzverwaltung kos-

tenlos zu weit über 90% Vollstreckungsanordnungen von ca. 800 Anordnungsbehörden, insbesondere der Deutschen Ren-

tenversicherung Knappschaft-Bahn-See, der gesetzlichen Krankenkassen und der Bundesagentur für Arbeit. Können die

Gebühren und Auslagen der Bundesfinanzverwaltung bei den Vollstreckungsschuldnern nicht beigetrieben werden, geht

dies zu Lasten des Haushalts der Bundesfinanzverwaltung. Mit dem Gesetz soll eine Vollstreckungspauschale geschaffen

werden, die bei den betroffenen Anordnungsbehörden zum Ausgleich der beim Vollstreckungsschuldner uneinbringlichen

Gebühren und Auslagen erhoben werden soll. Durch die Kostenbeteiligung der Anordnungsbehörden soll eine verursacher-

gerechte Kostenverteilung erreicht werden.

Kabinett: 28. Mai 2014

BT 1.: 26. September 2014

BT 2./3.: 17. Oktober 2014

BR 2: 7. November 2014

Inkrafttreten: 29. November 2014

(BGBl. I 2014 S. 1770)

V II 3 / Datenblatt-Nr. 1806105

Zweites Gesetz zur Änderung des Vereinsgesetzes

Verschärfung des Kennzeichenverbots nach § 9 Abs. 3 VereinsG, indem auf das schwer nachzuweisende Elements des

"Teilens der Zielrichtung" verzichtet wird und Erweiterung des Anwendungsbereichs der Strafnorm des § 20 Abs. 1 S. 2 Ver-

einsG, indem künftig auch auf § 9 Abs. 3 VereinsG verwiesen wird. Eine vom BGH aufgewiesene Strafbarkeitslücke wird

geschlossen. Auch das Verwenden von Kennzeichen verbotener Vereine "in im Wesentlichen gleicher Form" wird strafbar

sein.

Kabinett: 20. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

GÄ: 12. Oktober 2016

BT 1.: 30. September 2016

BT 2./3.: 20. Januar 2017

BR 2: 10. Februar 2017

Inkrafttreten: 16. März 2017
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

(BGBl. I 2017 S. 419)

V II 3 / Datenblatt-Nr. 1806096

Gesetz zur Einbeziehung der Bundespolizei in den Anwendungsbereich des Bundesgebührengesetzes

Die Bundespolizei hat derzeit keine rechtliche Möglichkeit, Gebühren für individuell zurechenbare Sicherheitsleistungen in

allen Bereichen ihrer präventiven polizeilichen Tätigkeiten zu erheben.

Kabinett: 22. Juni 2016

BR 1: 23. September 2016

BT 1.: 21. Oktober 2016

Abschluss IN: 9. November 2016

BT 2./3.: 2. Dezember 2016

BR 2: 10. Februar 2017

Inkrafttreten: 16. März 2017

(BGBl. I 2017, S. 417)

V II 3 / Datenblatt-Nr. 1806084

Erstes Gesetz zur Aktualisierung der Strukturreform des Gebührenrechts des Bundes

Nach dem Gesetz zur Strukturreform des Gebührenrechts des Bundes sollen die bislang in 17 Gesetzen und Verordnungen

geregelten gebührenrechtlichen Bestimmungen im Zuständigkeitsbereich des BMI zum 14. August 2016 durch die Besonde-

re Gebührenverordnung des BMI (BMI-BGebV) abgelöst werden. Der Erlass der BMI-BGebV bis zu diesem Zeitpunkt ist auf

Grund fehlender personeller Ressourcen (insbesondere bei StBA und BVA) nicht mehr möglich.

Mit dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Aktualisierung der Strukturreform des Gebührenrechts des Bundes soll die Frist

zum Erlass der BMI-BGebV bis zum 1. Oktober 2019 verlängert werden. Dadurch wird eine Einbindung des StBA über die

Geschäftsstelle Bürokratieabbau im Bundeskanzleramt in dem Umfang ermöglicht, der für eine einheitliche systematische

Kabinett: 3. Februar 2016

BR 1: 18. März 2016

GÄ:

BT 1.: 15. April 2016

BT 2./3.: 12. Mai 2016

BR 2: 17. Juni 2016

Zustimmung BR nicht erforder-
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Erhebung, Validierung, Bewertung und Dokumentierung der den rund 250 Gebührentatbeständen zugrundliegenden Pro-

zesse erforderlich ist. Der Zeitbedarf bis zum 1. Oktober 2019 ist der Tatsache geschuldet, dass das StBA dieses Projekt

parallel zu seinen sonstigen Aufgaben durchführt.

lich.

Inkrafttreten: 23. Juli 2016

(BGBl I 2016 S. 1666)

V II 3 / Datenblatt-Nr. 1806140

Gesetz zur Verbesserung der Sachaufklärung in der Verwaltungsvollstreckung

Der Gleichlauf von zivilprozessualer und öffentlich-rechtlicher Vollstreckung soll nach dem Gesetzentwurf durch die Neure-

gelung von Sachaufklärungsbefugnissen für die Vollstreckungsbehörden des Bundes in §§ 5 a und 5b des Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetzes (VwVG) und durch die Schaffung entsprechender Übermittlungsbefugnisse zugunsten der Vollstre-

ckungsbehörden des Bundes und der Länder im Aufenthaltsgesetz, der Abgabenordnung, dem SGB X erfolgen.

Kabinett: 18. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 30. März 2017

BT 2./3.: 18. Mai 2017

BR 2: 2. Juni 2017

Inkrafttreten: 6. Juli 2017

(BGBl. I 2017 S. 2094)

BR-Zustimmung erforderlich

V II 2 / Datenblatt-Nr. 1806095

Gesetz zur Änderung des Bundesmeldegesetzes und weiterer Vorschriften (1. BMGÄndG) und

Verordnung zur Änderung der Ersten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung und weiterer Vorschriften

Nach ersten Praxiserfahrungen mit dem am 1. November 2015 in Kraft getretenen Bundesmeldegesetz (BMG) hat sich ge-

zeigt, dass bei einigen Abläufen noch eine Feinjustierung erforderlich ist. Auf einige Vorgaben kann im Interesse der Entlas-

tung von Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und der Verwaltung verzichtet werden.

Kabinett: 23. März 2016

BR 1: 13. Mai 2016

GÄ: 1. Juni 2016

BT 1.: 9. Juni 2016

Abschluss IN: 6. Juli 2016
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Des Weiteren hat sich gezeigt, dass es bei der wachsenden Zahl ausländischer Namen nicht sachgerecht ist, auf das Datum

„Geschlecht“ zu verzichten, da eine Ableitung aus dem Vornamen nicht sicher möglich ist.

Darüber hinaus dient der Entwurf der Klärung von Rechtsfragen, die bei der Anwendung des Bundesmeldegesetzes aufge-

treten sind.

BT 2./3.: 7. Juli 2016

BR 2: 23. September 2016

Inkrafttreten: 1. November 2016

(BGBl I 2016 S. 2218)

V II 1 / Datenblatt-Nr. 1806087

Gesetz zu dem Übereinkommen der Internationalen Kommission für das Zivilstandswesen (CIEC) vom 14. März 2014

über die Ausstellung mehrsprachiger, codierter Auszüge und Bescheinigungen aus Personenstandsregistern

Das Vertragsgesetz soll die Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für den Beitritt zu dem

Übereinkommen schaffen.

Kabinett: 11. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 30. März 2017

Abschluss IN:

BT 2./3.: 18. Mai 2017

BR 2: 7. Juli 2017

Inkrafttreten: Juli 2017

V II 1 / Datenblatt-Nr. 1806129

Zweites Gesetz zur Änderung personenstandsrechtlicher Vorschriften (2. Personenstandsrechts-Änderungsgesetz -

2. PStRÄndG)

Der Entwurf beseitigt erkannte Schwachstellen und Regelungslücken des geltenden Rechts. Dies erfolgt im Wesentlichen

durch klarstellende und redaktionelle Änderungen der vorhandenen Rechtsvorschriften sowie durch Anpassung der Beur-

kundungsmodalitäten.

Daneben wird die Zuständigkeit des Wohnsitzstandesamtes für die Nachbeurkundung von Geburten, Eheschließungen,

Kabinett: 25. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 30. März 2017

BT 2./3.: 18. Mai 2017

BR 2: 7. Juli 2017
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Lebenspartnerschaften und Sterbefällen Deutscher im Ausland sowie für die Entgegennahme namensrechtlicher Erklärun-

gen dieses Personenkreises erweitert. Zukünftig ist das letzte Wohnsitzstandesamt des Antragstellers für diese Beurkun-

dungen auch dann zuständig, wenn die antragsberechtigte Person zwar zum Zeitpunkt der Antragstellung keinen Wohnsitz

oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland mehr hat, aber früher einen Wohnsitz im Inland hatte. Dies entlastet das Standesamt

I in Berlin und verkürzt die dort derzeit bestehenden langen Bearbeitungszeiten für Nachbeurkundungen von Personen-

standsfällen von Deutschen im Ausland.

Der Entwurf eröffnet zudem erstmals die Möglichkeit, die Reihenfolge der Vornamen von Personen, deren Namensführung

sich nach deutschem Recht richtet, außerhalb eines behördlichen Namensänderungsverfahrens durch Erklärung vor dem

Standesamt neu zu bestimmen. Die bei der Geburtsbeurkundung festgelegte Anzahl und Reihenfolge der Vornamen ist

grundsätzlich unabänderlich und wird auch im Personalausweis und Reisepass im Datenfeld „Vornamen“ und im Bereich der

maschinenlesbaren Zone (MRZ) wiedergegeben. Während im täglichen Gebrauch die Möglichkeit besteht, nur einen von

mehreren Vornamen als sogenannten Rufnamen zu führen, wird in den Ausweisdokumenten ein Rufname nicht mehr be-

stimmt oder gekennzeichnet. Oftmals sehen sich Bürger durch die behördliche Praxis mit einer ihnen fremden Namensan-

gabe konfrontiert, wenn Dritte (z. B. Banken, Versicherungen, Fluggesellschaften) anstatt des Rufnamens den in der Vorna-

mensreihenfolge stehenden ersten, allerdings im täglichen Leben ungebräuchlichen Vornamen verwenden. Die damit ver-

bundenen Probleme können durch die im Gesetzentwurf vorgesehene Erklärung zur Sortierung der Vornamen vermieden

werden.

Inkrafttreten: 1. November 2017

V II 4 / Datenblatt-Nr. 1806117

Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Datenschutz-Grundverordnung und zur Umsetzung der Richt-

linie (EU) 2016/680 (Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU - DSAnpUG-EU)

Das Gesetzesvorhaben beinhaltet die Anpassung des nationalen Datenschutzrechts an die DS-GVO, die ab 25. Mai 2018

unmittelbar in Deutschland anwendbares Recht sein wird und einen einheitlichen datenschutzrechtlichen Rahmen für alle

Kabinett: 1. Februar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 9. März 2017
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

EU-Mitgliedsstaaten schaffen wird. Wesentlicher Bestandteil des Gesetzesvorhabens ist die Ablösung des bestehenden

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) durch ein neues Allgemeines Bundesdatenschutzgesetz. Darüber hinaus dient der

Gesetzentwurf auch der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680, soweit diese nicht gesondert im Fachrecht erfolgen.

Abschluss-IN: 29. März 2017

BT 2./3.: 27. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Art. 7 (punktuelle Ergänzung des

BDSG in Umsetzung der Safe-

Harbor-Entscheidung des

EuGH): Inkrafttreten am Tag

nach Verkündung

Inkrafttreten im Übrigen: 25. Mai

2018

(BGBl. I 2017 S. 2097)

V II 4 / Datenblatt-Nr. 1806134

Gesetz zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes - Erhöhung der Sicherheit in öffentlich zugänglichen groß-

flächigen Anlagen und im öffentlichen Personenverkehr durch optisch-elektronische Einrichtungen (Videoüberwa-

chungsverbesserungsgesetz)

Änderung des § 6b BDSG um eine normative Gewichtungsvorgabe für die Abwägungsentscheidung bei der Entscheidung

über die Rechtmäßigkeit des Einsatzes von optisch-elektronischen Einrichtungen bei öffentlich zugänglichen großflächigen

Anlagen und Einrichtungen des ÖPNV.

Kabinett: 21. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 15. Februar 2017

BT 1.: 27. Januar 2017

BT 2./3.: 9. März 2017

BR 2: 31. März 2017

Inkrafttreten: 5. Mai 2017
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

(BGBl. I 2017 S. 968)

V I 3 / Datenblatt-Nr. 1806139

Gesetz zu bereichsspezifischen Regelungen der Gesichtsverhüllung

Durch ein Artikelgesetz wird die Umsetzung eines bereichsspezifischen Verschleierungsverbots in verschiedenen Rechtsma-

terien ermöglicht.

Kabinett: 21. Dezember 2016

BR 1: 10. Februar 2017

GÄ: 15. Februar 2017

BT 1.: 9. März 2017

Abschluss-IN: 29. März 2017

BT 2./3.: 23. April 2017

BR 2: 12. Mai 2017

Inkrafttreten: 15. Juni 2017

(BGBl. I 2017 S. 1570)

Abteilung O

O 6 / Datenblatt-Nr. 1806015

Zweites Gesetz zur Änderung des Mikrozensusgesetzes 2005 und des Bevölkerungsstatistikgesetzes

1. Änderung des Mikrozensusgesetzes 2005

Einführung einer Experimentierklausel

2. Änderung des Bevölkerungsstatistikgesetzes

Es wurden weitere Hilfsmerkmale in das Gesetz aufgenommen, um die Qualität der Statistik insbesondere im Hinblick auf

Kabinett: 28. Mai 2014

BT 1.: 25. September 2014

BT 2./3.: 6. November 2014

BR 2: 28. November 2014
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Inhalt / Begründung
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die Einwohnerzahl und deren Fortschreibung zu sichern und zu verbessern. Inkrafttreten: 9. Dezember 2014

(BGBl. I 2014 S. 1926)

O 6 / Datenblatt-Nr. 1706083

Neufassung des Bevölkerungsstatistikgesetz (BevStatG)

Umfassende inhaltliche Überarbeitung des Gesetzes von 1957 und Anpassung an verschiedene Gesetzesänderungen der

letzten Jahre:

• sprachliche Anpassung an das vor Jahren geänderte Scheidungs- und Kindschaftsrecht,

• sprachliche Anpassung an das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilli-

gen Gerichtsbarkeit,

• Berücksichtigung der Änderungen des Personenstandsrechts 2009:

o sprachliche Anpassung,

o statistische Erfassung der eingetragenen Lebenspartnerschaft,

o Verzicht auf die Erfassung der Angaben zur Religion, da diese nur noch auf besonderen Wunsch der Betroffenen im

Standesamt erfasst werden,

• Festlegung von Erhebungs- und Hilfsmerkmalen,

• Verzicht auf Merkmale, die nicht für die Verwaltung erhoben werden (Körpergewicht- und Körperlänge bei der Geburt,

Erwerbstätigkeit der Mutter bei der Geburt)

Kabinett: 11. Januar 2012

Inkrafttreten: 1. Januar 2014

(BGBl. I 2013 S. 826)

O 6 / Datenblatt-Nr. 1806065

Gesetz zur Änderung des Bundesstatistikgesetzes und anderer Statistikgesetze

Das Bundesstatistikgesetz (BStatG), das das allgemeine Organisations- und Verfahrensrecht der Bundesstatistik regelt,

wurde umfassend novelliert; bei den weiteren Gesetzesänderungen im Rahmen dieses Gesetzes handelte es sich in erster

Kabinett: 9. Dezember 2015

BR 1: 29. Januar 2016

GÄ: 17. Februar 2016
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

Linie um Folgeänderungen.

Die inhaltlichen Schwerpunkte der BStatG-Novellierung lagen auf

- der Einführung einer Vorschrift zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der Verwaltungsdatennutzung,

- der Verankerung der Koordinierungszuständigkeit des Statistischen Bundesamts in Anpassung an die jüngst revidierte EU-

StatistikVO,

- der Einführung einer zustimmungspflichtigen Rechtsverordnungsermächtigung zur Umsetzung von EU-Recht und

- der Erweiterung des Zugangs der Wissenschaft auf statistische Daten

BT 1.: 25. Februar 2016

Einbringung IN:27. April 2016

Abschluss IN: 27. April 2016

BT 2./3.: 28. April 2016

BR 2: 17. Juni 2016

Inkrafttreten: 27. Juli 2016

(BGBl I 2016 S. 1768)

O 6 / Datenblatt-Nr. 1806093

Gesetz zur Neuregelung des Mikrozensus und zur Änderung weiterer Statistikgesetze

Das Mikrozensusgesetz 2005 vom 24. Juni 2004 ordnete Datenerhebungen bis einschließlich 2016 an. Zur Fortführung des

Mikrozensus war ein Anschlussgesetz erforderlich.

Zudem wurden durch EU-Verordnungen zusätzliche Anforderungen an verschiedene Statistiken gestellt. Um die durch diese

Anforderungen zu erwartenden zusätzlichen Belastungen tragen zu können, werden diese Statistiken ab 2017 gemeinsam

im Rahmen des Mikrozensus erhoben. Damit werden Synergieeffekte genutzt.

Mit dem Mikrozensusgesetz wurden die rechtlichen Voraussetzungen für die gemeinsame Erhebung von Mikrozensus, über

Arbeitskräfte in der Gemeinschaft, über Einkommen und Lebensbedingungen in der Gemeinschaft sowie zur Informations-

gesellschaft in der Gemeinschaft, soweit Einzelpersonen und Haushalte betroffen sind, geschaffen.

Kabinett: 18. Mai 2016

BR 1: 8. Juli 2016

GÄ: 17. August 2016

BT 1.: 22. September 2016

BT 2./3.: 20. Oktober 2016

BR 2: 25. November 2016

Inkrafttreten: 1. Januar 2017

(BGBl. I 2016 S. 2826)

O 2 / Datenblatt-Nr. 1806099

Gesetz zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Verwaltungsrecht des Bundes

Das Gesetz setzt die Ergebnisse des Berichts der Bundesregierung zur Verzichtbarkeit der Anordnungen der Schriftform und

Kabinett: 24. August 2016

BR 1: 14. Oktober 2016
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Inhalt / Begründung
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des persönlichen Erscheinens im Verwaltungsrecht des Bundes um. Durch das Gesetz wird die Anordnung der Schriftform in

46 verwaltungsrechtlichen Rechtsvorschriften des Bundes gestrichen und in 421 verwaltungsrechtlichen Rechtsvorschriften

des Bundes durch die Möglichkeit einer elektronischen Verfahrensabwicklung ergänzt.

GÄ: 2. November 2016

BT 1.: 10. November 2016

BT 2./3.: 26. Januar 2017

BR 2: 10. März 2017

Inkrafttreten: 5. April 2017

(BGBl. I 2017 S. 626)

O 6 / Datenblatt-Nr. 1806113

Gesetz zur Vorbereitung eines registergestützten Zensus einschließlich einer Gebäude- und Wohnungszählung

2021 (Zensusvorbereitungsgesetz 2021)

Bund, Länder und Kommunen benötigen für politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Entscheidungen und Planungen

verlässliche Daten zur Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und Wohnsituation. Um die Datenerhebung möglichst kostengünstig

und belastungsarm durchzuführen, soll der Zensus 2021 auf einer registergestützten Methode beruhen. Mit dem Zensusvor-

bereitungsgesetz 2021 wurden die rechtlichen Voraussetzungen für die rechtzeitige Vorbereitung des für das Jahr 2021 vor-

gesehenen registergestützten Zensus geschaffen.

Kabinett: 21. September 2016

BR 1: 4. November 2016

GÄ: 30. November 2016

BT 1.: 1. Dezember 2016

Abschluss IN: 18. Januar 2017

BT 2./3.: 26. Januar 2017

BR 2: 10. Februar 2017

Inkrafttreten: 10. März 2017

(BGBl. I 2017 S. 388)

BR-Zustimmung nicht erforder-

lich.
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Inhalt / Begründung

Zeitplan (Kabinett, Parlament)

O 1 / Datenblatt-Nr. 1806141

Erstes Gesetz zur Änderung des E-Government-Gesetzes (Open-Data-Gesetz)

Im Koalitionsvertrag hat sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, die Behörden der Bundesverwaltung zum Vorreiter bei

Open Data zu machen. Die Umsetzung erfolgte durch Einfügung eines § 12a im E-Government-Gesetz.

Die Behörden des Bundes sind nun angehalten, die zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben erhobenen unbearbei-

teten Daten zu veröffentlichen. Dabei sind datenschutzrechtliche und spezialgesetzliche Regelungen zu beachten. Ziel der

Regelung sind Daten, die zur Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Aufgabe erhoben werden, in elektronischer Form vorliegen

und insbesondere in Tabellen oder Listen strukturiert sind. Berichte, Arbeitsergebnisse und Daten zu internen Verwaltungs-

prozessen sind von der Bereitstellung ausgenommen.

Kabinett: 25. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 31. März 2017

Berichterstattergespräch: 24.

April 2017

BT-Ausschüsse: 26. April 2017

BT 2./3.: 19. Mai 2017

BR 2: 2. Juni 2017

Inkrafttreten: 13. Juli 2017

(BGBl. I 2017 S. 2206)

BR-Zustimmung nicht erforder-

lich

Abteilung D
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Inhalt / Begründung
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D 1 / Datenblatt-Nr. 1806017

Gesetz zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BBGÄndG)

§ 31 des BBG wird dahingehend geändert, dass künftig für die Anordnung der Fortdauer des Bundesbeamtenverhältnisses

kein Einvernehmen mit dem neuen Dienstherrn bzw. der internationalen Einrichtung mehr erforderlich ist.

Entsprechend dem Grundsatz „Rehabilitation vor Versorgung“ wird mit der Neuregelung in § 44 Abs. 4 BBG die Möglichkeit

eröffnet, Beamtinnen und Beamte nach dem Erwerb der Befähigung für eine neue Laufbahn in das Eingangsamt dieser

Laufbahn zu versetzen.

Für die Übermittlung von Personalaktendaten an Dienstleistungszentren wird eine Rechtsgrundlage geschaffen.

Um die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesverwaltungsgerichts zur Abgeltung des Erholungs-

urlaubs, der krankheitsbedingt bis zur Beendigung des Beamtenverhältnisses nicht realisiert werden konnte, gesetzlich

nachzuvollziehen, wird die Verordnungsermächtigung in § 89 des BBG entsprechend erweitert und der europarechtliche

Anspruch in der Erholungsurlaubsverordnung umgesetzt.

Durch eine Änderung des Bundesdisziplinargesetzes (BDG) wird erreicht, dass für das gerichtliche Disziplinarverfahren in

etwa noch vorhandenen „Altfällen“ aus der Zeit vor Inkrafttreten des BDG (1. Januar 2002) künftig das neue Recht gilt, so

dass der beim Bundesverwaltungsgericht derzeit noch bestehende, allein für die „Altfälle“ zuständige Disziplinarsenat aufge-

löst werden kann.

Kabinett: 24. September 2014

BR 1: 7. November 2014

BT 1.: 5. Dezember 2014

BT 2./3.: 15. Januar 2015

BR 2: 6. Februar 2015

Inkrafttreten: 14. März 2015

(BGBl. I 2015 S. 250)

D 3 / Datenblatt-Nr. 1806021

Bundesbesoldungs- und Bundesversorgungsanpassungsgesetz 2014/2015

Übertragung der Tarifergebnisse für den öffentlichen Dienst im Bund auf die Bezügeempfänger. Gem. § 14 BBesG und § 70

BeamtVG sind die Bezüge der aktiven Beamten sowie der Versorgungsempfänger an die Entwicklung der allgemeinen wirt-

schaftlichen und finanziellen Verhältnisse anzupassen.

Kabinett: 28. Mai 2014

BT 2./3.: 9. Oktober 2014

BR 2: 7. November 2014

Inkrafttreten: 1. März 2015
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(BGBl. I 2014 S. 1772)

D 3 / Datenblatt-Nr. 1806036 / BMVg

Gesetz zur Stärkung der Attraktivität des Dienstes der Bundeswehr (Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungsgesetz)

Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Dienstgestaltung, der Bezahlung und der sozialen Absicherung

Kabinett: 29. Oktober 2014

BR 1: 19. Dezember 2014

BT 1.: 30. Januar 2015

BT 2./3.: 26. Februar 2015

BR 2: 27. März 2015

Inkrafttreten: 23. Mai 2015

(BGBl. I 2015 S. 706)

D 2 / Datenblatt-Nr. 1806045

Gesetz zur Änderung des Bundesministergesetzes und des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamentari-

schen Staatssekretäre

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass amtierende und ehemalige Mitglieder der Bundesregierung, die beabsichtigen, innerhalb

eines Zeitraumes von 18 Monaten nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt einer Beschäftigung außerhalb des öffentlichen

Dienstes nachzugehen, dies der Bundesregierung anzuzeigen haben. Parlamentarische Staatssekretäre haben die Anzeige

gegenüber dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung vorzunehmen.

Die Erwerbstätigkeit oder sonstige Beschäftigung kann untersagt werden, wenn durch ihre Aufnahme öffentliche Interessen

Kabinett: 4. Februar 2015

BR 1: 27. März 2015

GÄ: 15. April 2015

BT 1.: 23. April 2015

BT 2./3.: 22. Mai 2015

BR 2: 10. Juli 2015
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beeinträchtigt werden. In Kraft getreten: 25. Juli 2015

(BGBl. I 2015 S. 1322)

D 3 / Datenblatt-Nr. 1806058

Siebtes Besoldungsänderungsgesetzes

Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist die Aufhebung von Sonderregelungen in der Besoldung der Soldaten. Das sich zuguns-

ten der Soldaten auswirkende Vorhaben sollte ursprünglich bereits im Rahmen des Bundeswehr-

Attraktivitätssteigerungsgesetzes umgesetzt werden.

Kabinett: 15. Juli 2015

BR 1: 25. September 2015

BT 1.: 1. Oktober 2015

BT 2./3.: 5. November 2015

BR 2: 27. November 2015

Inkrafttreten: 1. Januar 2016

(BGBl. I 2015 S. 2136)

Zustimmung BR nicht erforderlich

D 1 / Datenblatt-Nr. 1806078

Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für Beamtinnen und Beamte des Bundes und Sol-

datinnen und Soldaten sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften

Es wird das für die Privatwirtschaft und für Tarifbeschäftigte seit dem 1. Januar 2015 geltende Gesetz zur besseren Verein-

barkeit von Familie, Pflege und Beruf wirkungsgleich im Beamtenbereich nachvollzogen. Für die Beamtinnen und Beamten

wird ein Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit und Pflegezeit eingeführt. Beamtinnen und Beamte erhalten bei Pflegezeit

oder Familienpflegezeit einen Vorschuss zur besseren Bewältigung des Lebensunterhalts währen der (teilweisen) Freistel-

lung, die mit einer Gehaltsreduzierung verbunden ist.

Kabinett: 16. März 2016

BR 1: 13. Mai 2016

GÄ:

BT 1.: 2. Juni 2016

BT 2./3.: 7. Juli 2016

BR 2: 23. September 2016
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Die weiteren Änderungen dienen der redaktionellen Bereinigung sowie der Klarstellung. Inkrafttreten: 28. Oktober 2016

(BGBl. I 2016 S. 2362)

D 4 / Datenblatt-Nr. 1806091

Gesetz zur Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes und anderer Gesetze (VersRücklÄndG)

Der Bund muss die Altersversorgung seiner Beamten, Berufssoldaten und Richter bestmöglich sichern. Hierzu hat er insbe-

sondere mit der Versorgungsrücklage (1999) und dem Versorgungsfonds des Bundes (2007) nachhaltigkeitsgewährleisten-

de Instrumente geschaffen, die fortzuentwickeln sind.

Nach der aktuellen Fassung des Versorgungsrücklagegesetzes sind die Mittel der Versorgungsrücklage bereits ab 2018 zur

schrittweisen Entlastung des Haushaltes bezüglich eines Teiles der Versorgungskosten einzusetzen. Grund für diese Rege-

lung ist die noch aus dem Ersten Versorgungsbericht der Bundesregierung vom 17.10.1996 stammende Annahme, dass

bereits gegen 2020 der „Versorgungsberg“ erreicht werde. Diese Annahmen haben sich jedoch für die unmittelbare Bundes-

verwaltung als unrichtig herausgestellt. Der Höchststand der Versorgungsempfängerzahl wird erst gegen 2035 erreicht (vgl.

Fünfter Versorgungsbericht der Bundesregierung). Vor diesem Hintergrund muss die Versorgungsrücklage als Sonderver-

mögen des Bundes einstweilen erhalten und ihr Kapital weiter aufgebaut werden.

Kabinett: 13. Juli 2016

BR 1: 23. September 2016

GÄ: 28. September 2016

BT 1.: 22. September 2016

BT 2./3.: 2. Dezember 2016

BR 2: 16. Dezember 2016

Inkrafttreten: 11. Januar 2017

(BGBl. I 2017 S. 17)

D 3 / Datenblatt-Nr. 1806104

Bundesbesoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2016/2017 (BBVAnpG 2016/2017)

Übertragung des aktuellen Tarifabschlusses für den öffentlichen Dienst des Bundes und der Kommunen auf die Besoldungs-

und Versorgungsempfänger des Bundes

Ziel:

Zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Tarifabschlusses für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes des Bundes

Kabinett: 13. Juli 2016

BT 1.: 22. September 2016

BR 1: 23. September 2016

Abschluss IN: 28. September

2016

BT 2./3.: 21. Oktober 2016
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vom 29. April 2016 auf Besoldungs- und Versorgungsempfänger. Damit werden diese Bezüge an die Entwicklung der allge-

meinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse angepasst.

BR 2: 4. November 2016

Inkrafttreten: 1. März 2016 bzw.

1. Februar 2017

(BGBl I 2016 S. 2570)

Abteilung KM

KM 5 / Datenblatt-Nr. 1806145

Zweites Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vorschriften

Im Rahmen eines Artikelgesetzes sollen das Waffengesetz (Artikel 1), die Allgemeine Waffengesetz-Verordnung (Artikel 2),

das Beschussgesetz (Artikel 3) und das Nationales-Waffenregister-Gesetz (Artikel 4) geändert werden.

Das Waffenrecht soll von Verweisen auf überholte technische Normen bereinigt werden. Durch Anpassung von Zuständig-

keitsregelungen, Berücksichtigung internationaler Vorgaben und Beseitigung von Regelungsmängeln soll die Vollzugspraxis

vereinfacht werden. Überdies soll mit der Novelle die Durchführungsverordnung (EU) 2015/2403 der Kommission vom 15.

Dezember 2015 zur Festlegung gemeinsamer Leitlinien über die Deaktivierungsstandards und -techniken, die gewährleisten,

dass Feuerwaffen bei der Deaktivierung endgültig unbrauchbar gemacht werden (ABl. L 333 vom 19.12.2015, S. 62) - EU-

Deaktivierungsdurchführungsverordnung -, umgesetzt werden.

Wie in der vorangegangenen Novelle ist eine befristete Strafverzichtsregelung für den illegalen Besitz von Waffen und Muni-

tion vorgesehen, um die Zahl illegal zirkulierender Waffen zu verringern.

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf vom 10. März 2017 die Einführung einer sog. Regelanfrage

der Waffen- bei den Verfassungsschutzbehörden im Rahmen der waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung (§ 5 Waffenge-

Kabinett: 25. Januar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 12. April 2017

BT 1.: 9. März 2017

BT 2./3.: 19. Mai 2017

BR 2: 2. Juni 2017

Inkrafttreten: 6. Juli 2017

(BGBl. I 2017 S. 2133)
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setz) gefordert. Anstelle der von den Ländern geforderten Regelanfrage wurde eine wirkungsgleiche Alternativlösung entwi-

ckelt, die im Wege eines Änderungsantrags in das Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und weiterer Vorschriften ein-

gebracht wurde. Lösungsweg: Speicherung von Anträgen im NWR (Erweiterung des § 3 NWRG und weiterer Vorschriften),

Herabsenken der Verdachtsschwelle bei Annahme der Unzuverlässigkeit wegen verfassungsfeindlicher Bestrebungen und

verstärkte Nutzung der bereits nach derzeit geltendem Recht bestehenden Abfragemöglichkeit des NWR durch die Verfas-

sungsschutzbehörden.

KM 5 / Datenblatt-Nr. 1806107

Fünftes Gesetz zur Änderung des Sprengstoffgesetzes

Umsetzung der Richtlinien 2013/29/EU (Neufassung Pyrotechnik-RL 2007/23/EG), 2014/58/EU (Errichtung eines Systems

zur Rückverfolgung pyrotechnischer Gegenstände) und 2014/28/EU (Neufassung Explosivstoff-RL 93/15/EWG)

Kabinett: 2. November 2016

BR 1: 16. Dezember 2016

GÄ: 11. Januar 2017

BT 1.: 1. Dezember 2016

Abschluss IN: 25. Januar 2017

BT 2./3.: 26. Januar 2017

BR 2: 10. März 2017

Inkrafttreten: 1. Juli 2017

Art. 1 Abs. 6: Inkrafttreten am 17.

Juni 2017.

(BGBl. I 2017 S. 1586)
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Abteilung SP

SP 6

Gesetz zur Bekämpfung von Doping im Sport (Anti-Doping-Gesetz)

Der Entwurf des Anti-Doping-Gesetzes sieht eine Ausweitung der Besitzstrafbarkeit und Einführung eines neuen Straftatbe-

standes „Selbstdoping“ vor. Zudem wurden wesentliche Forderungen des BMI (Informationsaustausch StA-NADA; Daten-

schutz, Schiedsgerichtsbarkeit) umgesetzt.

Kabinett: 25. März 2015

BR 1: 8. Mai 2015

Kabinett - GÄ: 13. Mai 2015

BT 1.: 22. Mai 2015

Anhörung: 8. Juni 2015

Abschluss: 10. oder 17. Juni

2015

BT 2./3.: 13. November 2015

BR 2:

Inkrafttreten: 18. Dezember 2015

(BGBl I 2015 S. 2210)

SP 6 / Datenblatt-Nr. 1806085

Zweites Gesetz über eine finanzielle Hilfe für Dopingopfer der DDR (Zweites Dopingopfer-Hilfegesetz)

Der 2002 von der Bundesregierung mit dem Dopingopfer-Hilfegesetz (DOHG) aufgelegte Fonds, aus dem 194 DDR-

Dopingopfer eine finanzielle Unterstützung von rund 10.500 € erhalten haben, hat mit Abstand nicht alle DDR-Dopingopfer

erfasst.

Voraussichtlich 1.000 weitere Dopingopfer wären nach den damaligen Kriterien anspruchsberechtigt gewesen, konnten ei-

Kabinett: 9. März 2016

BR 1: 22. April 2016

GÄ:

BT 1.: 14. April 2016

Abschluss IN: 11. Mai 2016
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nen solchen Anspruch aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht geltend machen.

Aus Gründen der Gleichbehandlung soll deshalb mit dem Zweiten Gesetz über eine finanzielle Hilfe für Dopingopfer der

DDR (Zweites Dopingopfer-Hilfegesetz) ein neuer Fonds eingerichtet werden, der wieder vom Bundesverwaltungsamt ver-

waltet wird und aus dem, nach denselben Kriterien wie damals, die jetzt als anspruchsberechtigt anerkannten Opfer jeweils

10.500 € erhalten sollen.

Am 18. Mai 2017 hat BT entschieden, die Frist zur Stellung von Anträgen nach dem DOHG 2 über den 30. Juni 2017 bis

zum 31. Januar 2018 zu verlängern.

BT 2./3.: 2. Juni 2016

BR 2: 17. Juni 2016

Inkrafttreten: 3. Juli 2016

(BGBl. I 2016, S. 1546)

Stab R

R 1 / Datenblatt-Nr. 1806154

Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht

Die Abschiebungshaft wird für Ausreisepflichtige erweitert, von denen eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder

bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht. Die aufenthaltsrechtliche Überwachung von ausreisepflichtigen

Ausländern bei Vorliegen eines besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteresses bzw. aus Gründen der inneren Sicher-

heit wird erweitert. Es wird die Möglichkeit einer räumlichen Beschränkung des Aufenthalts für Geduldete eingeführt, die ihre

Rückführung durch vorsätzlich falsche Angaben, durch Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichter-

füllung zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beendigung von Ausreisehindernissen verhindert oder verzö-

gert haben. Die einmonatige Widerrufsfrist nach über einjähriger Duldung wird für diese Personengruppe abgeschafft. Die

zulässige Höchstdauer des Ausreisegewahrsams wird auf zehn Tage verlängert. Ausländische Reisepapiere dürfen künftig

auch von Deutschen, die Mehrstaater sind, bei Vorliegen von Passentziehungsgründen einbehalten werden. Es wird gesetz-

lich klargestellt, dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge besonders geschützte Daten nach einer Einzelfallabwä-

Kabinett: 22. Februar 2017

BR 1: 10. März 2017

GÄ: 22. März 2017

BT 1.: 23. März 2017

BT 2./3.: 18. Mai 2017

BR 2: 7. Juli 2017

Inkrafttreten:
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gung vor allem aus medizinischen Attesten auch zur Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben weitergeben darf. Die Ju-

gendämter werden verpflichtet, in geeigneten Fällen für von ihnen in Obhut genommene unbegleitete minderjährige Auslän-

der, die möglicherweise internationalen Schutz benötigen, umgehend von Amts wegen einen Asylantrag zu stellen. Es wird

zudem eine Rechtsgrundlage im Asylgesetz geschaffen, wonach das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – ebenso wie

bereits die Ausländerbehörden – zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität einschließlich der Staatsangehö-

rigkeit von Asylsuchenden Daten aus mobilen Endgeräten und auf SIM-Karten herausverlangen und auswerten kann. Die

Länder werden gesetzlich ermächtigt, die Befristung der Verpflichtung für Asylsuchende ohne Bleibeperspektive, in Erstauf-

nahmeeinrichtungen zu wohnen, zu verlängern.

Im parlamentarischen Verfahren wurden noch folgende weitere Regelungen in das Gesetz eingefügt: Regelungen zur Ver-

hinderung missbräuchlicher Vaterschaftsanerkennungen, Möglichkeit der Unterbringung von Gefährdern während der Ab-

schiebungshaft in Justizvollzugsanstalten, Residenzpflicht für Gefährder im Asylverfahren, Übermittlungspflichten bei Hei-

matreisen von Schutzberechtigten in ihren Verfolgerstaat, Wegfall der Ankündigung der Abschiebung von Geduldeten nur

bei aktuell andauernder Nichtmitwirkung, Möglichkeit des Datenabgleichs des BKA mit ausländischen Staaten, Begrenzung

des Aufenthaltsdauer in Erstaufnahmeeinrichtungen in Extremfällen auf maximal 24 Monate, Eröffnung der Sprungrevision

im Asylverfahren.


